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Mit Einführung des § 3 Nr. 34 EStG durch das 
Jahressteueränderungsgesetz 2009 besteht 
für den Arbeitgeber die Möglichkeit, zusätz- 
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
bis zur Höhe von 500 EUR pro Kalenderjahr 
und Mitarbeiter Leistungen zur Verbesse- 
rung des allgemeinen Gesundheitszustandes 
und der betrieblichen Gesundheitsförderung 
steuerfrei zu gewähren. Erforderlich für die 
Steuerfreiheit dieser Arbeitgeberleistungen 
ist allerdings, dass die Gesundheitsangebote 
„hinsichtlich Qualität, Zweckbindung und 
Zielgerichtetheit den Anforderungen der  
§§ 20, 20a und 20b des Fünften Buches  
Sozialgesetzbuch genügen“.
Unklar in diesem Zusammenhang war sehr 
häufig, welche konkreten Maßnahmen der 
steuerfreien Förderung durch den Arbeit- 
geber unterliegen und welche Maßnahmen 
nicht steuerlich gefördert werden können. 
Klar war hier bisher lediglich, dass keine  
Mitgliedsbeiträge für Fitnessstudios oder 
Sportvereine unter den vorgenannten Tat- 
bestand fallen. 
Durch das Präventionsgesetz vom 17. Juli 
2015 wurden die sozialrechtlichen Rege- 
lungen des SGB V angepasst. Weiterhin 
wurde ein „Leitfaden Prävention“ erarbeitet, 
worauf der Gesetzgeber bereits im Rahmen 
der Gesetzesbegründung zu § 3 Nr. 34 EStG 
Bezug genommen hatte. Dies nahm nun das 
Finanzgericht Bremen in seinem Urteil vom 
11. Februar 2016 (Az. 1 K 80/15) auf. Das 
Finanzgericht stellte fest, dass der Gesetz- 
geber ein „weites Begriffsverständnis hin-
sichtlich der förderwürdigen Angebote“ ge-
wählt hatte, sodass Leistungen, die den  
fachlichen Anforderungen nach dem „Leit- 
faden Prävention“ gerecht werden, auch der 
steuerlichen Förderung entsprechen. Wei-
tere Einschränkung für die Begrenzung der 
Steuerbefreiung können dem Gesetz, laut 
Auffassung des Finanzgerichts, nicht ent-
nommen werden. Insbesondere kann nicht 
verlangt werden, dass lediglich von den  
jeweiligen Krankenkassen zertifizierte An- 
bieter bzw. Leistungen der steuerlichen  
Förderung unterliegen. Die Möglichkeit der  

Revision vor dem Bundesfinanzhof räumte 
das Gericht nicht ein.
Durch die Fortschreibung des SGB V im  
letzten Jahr wurden dort nunmehr auch  
Bestimmungen zu einem Verfahren für die 
Zertifizierung von Angeboten durch die  
Krankenkassen festgelegt. Bietet der Ar- 
beitgeber seinen Mitarbeitern die Kosten-
übernahme für die Teilnahme an solchen  
zertifizierten Angeboten an, so ist die  
steuerliche Förderung im oben genannten 
Rahmen unstrittig. 
Gemäß § 20 Abs. 2 SGB V soll unter Ein- 
beziehung insbesondere gesundheitswis-
senschaftlichen, ärztlichen, arbeitsmedizini-
schen, psychotherapeutischen, psychologi-
schen, pflegerischen, ernährungs-, sport-, 
sucht-, erziehungs- und sozialwissenschaft-
lichen Sachverstandes sowie des Sachver-
standes der Menschen mit Behinderungen 
einheitliche Handlungsfelder und Kriterien  
für die Leistungen zur Verhinderung und  
Verminderung von Krankheitsrisiken (pri-
märe Prävention) festgelegt werden. 
Vor diesem Hintergrund ist ebenfalls er- 
kennbar, dass Angebote und Leistungen im 
oben genannten Rahmen im vom Gesetz- 
geber für die Steuerbefreiung zugrunde  
gelegten Maßnahmenkatalog liegen sollen.  
Im konkreten Fall, vor dem Finanzgericht  
Bremen, ließ das Gericht die von Physio- 
therapeuten, qualifizierten Fitnesstrainern 
und einer Heilpraktikerin durchgeführten 
Maßnahmen für die Steuerbefreiung zu.  
Den von einer Einrichtung für Dienstleis- 
tungen im Bereich Wellness erbrachten  
Massagen wurde die Anerkennung als  
steuerfreie Arbeitgeberleistung allerdings 
versagt. Begründet wurde dies insbeson- 
dere damit, dass hier ein Anbieter tätig  
wurde, der weder für den Sektor Therapie 
noch für den Bereich Sport qualifiziert war.
Das zitierte Urteil hilft nunmehr in der Praxis 
erheblich weiter, festzustellen, welche Kurse 
und Maßnahmen der Arbeitgeber seinen Mit-
arbeitern zusätzlich zum Arbeitslohn steuerfrei 
gewähren kann. Dabei legt der im SGB V ge-
nannte Leistungsrahmen den Umfang fest, 

der für die primäre Prävention insbeson- 
dere zugrunde gelegt werden sollte. Weiter-
hin ist es erforderlich, dass solche Maß- 
nahmen durch entsprechend qualifizierte  
Anbieter durchgeführt werden. 
Reine Mitgliedschaften werden nicht geför-
dert. Angebote z.B. in den Bereichen der  
allgemeinen Reduzierung von Bewegungs-
mangel, Vorbeugung und Reduzierung ar-
beitsbedingter Belastungen des Bewegungs-
apparates, allgemeine Vermeidung von Man-
gel- und Fehlernährung sowie Vermeidung 
und Reduktion von Übergewicht, Stress- 
bewältigung und Entspannung (z.B. auch  
Yoga-Kurse) zur Vermeidung stressbedingter 
Gesundheitsrisiken, Förderung der individu-
ellen Kompetenzen der Stressbewältigung 
am Arbeitsplatz, gesundheitsgerechte Mit- 
arbeiterführung, Einschränkung des Sucht-
mittelkonsums, wie z.B. Förderung des  
Nichtrauchens, gesundheitsgerechter Um-
gang mit Alkohol und allgemeine Reduk- 
tion des Alkoholkonsums etc., gehören  
hier zu den steuerlich begünstigten Förder- 
tatbeständen des Arbeitgebers.

Dipl.-Wirtsch.-Ing. Eyk Nowak

INFORMATION 

Nowak GmbH
Steuerberatungsgesellschaft
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Eyk Nowak
Wirtschaftsprüfer/Steuerberater
Amalienbadstraße 41
76227 Karlsruhe
Tel.: 0721 915691-56
info@nowak-steuerberatung.de
www.nowak-steuerberatung.de

Infos zum Autor

Fo
to

: ©
 J

ac
ob

 L
un

d/
Sh

ut
te

rs
to

ck
.c

om

Steuerfreie Arbeitgeber- 
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